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TOP:  
Bebauungsplan Nr. 10 "Waldweg", 7. Änderung im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 
BauGB 
1. Beratung und Beschlussempfehlung über Anregungen, die im Rahmen der 
einmonatigen öffentlichen Offenlage des Planentwurfes vorgebracht worden sind 
2. Beratung und Beschlussempfehlung zum Erlass als Satzung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB 

 
 
Zu 1.:  
 
Im Rahmen der Offenlage haben 9 Träger öffentlicher Belange Eingaben abgegeben. Von der 
Öffentlichkeit sind keine Eingaben gemacht worden. 
 
1.1 
 

Beschlussempfehlung: 
Der Bau- und Planungsausschuss empfiehlt, die Anregungen der Alliander Netz Heinsberg 
GmbH hinsichtlich eines Anschlusses an das Gasnetz zur Kenntnis zu nehmen. 

 
Anregungen der Alliander Netz Heinsberg GmbH 
Im Rahmen der Offenlage hat die Alliander Netz Heinsberg GmbH wie folgt Stellung genommen: 
 
„Die Alliander Netz Heinsberg GmbH sieht keine Bedenken. Ein Anschluss an das Gasnetz ist 
über den Waldweg möglich.“ 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Der Hinweis bzgl. der Erschließungs- bzw. Versorgungsmöglichkeiten wird zur Kenntnis 
genommen. Die abschließende Regelung und Abstimmung eines möglichen Anschlusses an das 
Gasnetz betrifft die Ebene der Genehmigungs- bzw. Ausführungsplanung. 
 
1.2 
 

Beschlussempfehlung: 
Der Bau- und Planungsausschuss empfiehlt, die Anregungen und Hinweise der Bezirksregierung 
Arnsberg – Abt. 6 zu berücksichtigen. Die Hinweise zum Bergbau und zu Sümpfungsmaßnahmen 
wurden in die 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 „Waldweg“ aufgenommen. 



 
Anregungen der Bezirksregierung Arnsberg Abt. 6 
Im Rahmen der Offenlage hat die Bezirksregierung Arnsberg Abt. 6 wie folgt Stellung genommen: 
 
„Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die vorbezeichnete Planmaßnahme befindet sich über dem auf Braunkohle verliehenen 
Bergwerksfeld "Union 240". Eigentümerin dieses Bergwerksfeldes ist die RV Rheinbraun Handel 
und Dienstleistungen GmbH, Stüttgenweg 2 in 50935 Köln. 
 
Ausweislich der derzeit hier vorliegenden Unterlagen ist im Bereich des Planvorhabens kein 
Abbau von Mineralien dokumentiert. Danach ist mit bergbaulichen Einwirkungen nicht zu 
rechnen. Jedoch ist der Planungsbereich nach den hier vorliegenden Unterlagen 
(Differenzenpläne mit Stand: 01.10.2015 aus dem Revierbericht, Bericht 1, Auswirkungen der 
Grundwasserabsenkung, des Sammelbescheides (Az.: 61.42.63-2000-1-)) von durch 
Sümpfungsmaßnahmen des Braunkohlenbergbaus bedingten Grundwasserabsenkungen 
betroffen. Für die Stellungnahme wurden folgende Grundwasserleiter (nach Einteilung von 
Schneider & Thiele, 1965) betrachtet: Oberes Stockwerk, 9B, 8, 7, 6D, 6B, 2 - 5, 09, 07 Köllner 
Scholle, 05 Kölner Scholle. 
 
Folgendes sollte daher berücksichtigt werden: 
Die Grundwasserabsenkungen werden, bedingt durch den fortschreitenden Betrieb der 
Braunkohlentagebaue, noch über einen längeren Zeitraum wirksam bleiben. Eine Zunahme der 
Beeinflussung der Grundwasserstände im Planungsgebiet in den nächsten Jahren ist nach 
heutigem Kenntnisstand nicht auszuschließen. Ferner ist nach Beendigung der bergbaulichen 
Sümpfungsmaßnahmen ein Grundwasserwiederanstieg zu erwarten. 
 
Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für den Braunkohletagebau als auch bei einem 
späteren Grundwasserwiederanstieg sind hierdurch bedingte Bodenbewegungen möglich. Diese 
können bei bestimmten geologischen Situationen zu Schäden an der Tagesoberfläche führen. 
Die Änderungen der Grundwasserflurabstände sowie die Möglichkeit von Bodenbewegungen 
sollten bei Planungen und Vorhaben Berücksichtigung finden. Ich empfehle Ihnen, diesbezüglich 
eine Anfrage an die RWE Power AG, Stüttgenweg 2 in 50935 Köln, sowie für konkrete 
Grundwasserdaten an den Erftverband, Am Erftverband 6 in 50126 Bergheim, zu stellen. 
 
Darüber hinaus ist hier nichts über mögliche zukünftige, betriebsplanmäßig noch nicht 
zugelassene bergbauliche Tätigkeiten bekannt. Diesbezüglich empfehle ich Ihnen, auch die o. g. 
RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen GmbH als Eigentümerin des bestehenden 
Bergwerkseigentums an der Planungsmaßnahme zu beteiligen, falls dieses nicht bereits erfolgt 
ist. 
 
Für Rückfragen stehe ich Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung.“ 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Die vorgetragenen Belange erfordern keine Änderung der Plankonzeption, da alleinig durch die 
Lage des Plangebietes auf den bezeichneten Feldern keine bodenrechtlichen Spannungen 
ausgelöst werden und die Umsetzung des Vorhabens sowie die Ausübung der beabsichtigten 
Nutzung unberührt bleiben. 
 
Zusätzlich wird der nachfolgende Hinweis bzgl. der vorgetragenen Belange in den 
Bebauungsplan aufgenommen: 



 
„Bergbau 
 
Der räumliche Geltungsbereich dieser Bebauungsplanänderung befindet sich über dem auf 
Braunkohle verliehenen Bergwerksfeld "Union 240". Eigentümerin dieses Bergwerksfeldes ist die 
RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen GmbH, Stüttgenweg 2 in 50935 Köln. Ausweislich 
den der Bezirksregierung Arnsberg vorliegenden Unterlagen ist im Bereich der 
Bebauungsplanänderung kein Abbau von Mineralien dokumentiert. Danach ist mit bergbaulichen 
Einwirkungen nicht zu rechnen. 
 
Sümpfungsmaßnahmen 
 
Der räumliche Geltungsbereich dieser Bebauungsplanänderung ist nach den der 
Bezirksregierung Arnsberg vorliegenden Unterlagen von durch Sümpfungsmaßnahmen des 
Braunkohlenbergbaus bedingten Grundwasserabsenkungen betroffen. Die 
Grundwasserabsenkungen werden, bedingt durch den fortschreitenden Betrieb der 
Braunkohlentagebaue, noch über einen längeren Zeitraum wirksam bleiben. Eine Zunahme der 
Beeinflussung der Grundwasserstände im räumlichen Geltungsbereich der 
Bebauungsplanänderung in den nächsten Jahren ist nach heutigem Kenntnisstand nicht 
auszuschließen. Ferner ist nach Beendigung der bergbaulichen Sümpfungsmaßnahmen ein 
Grundwasserwiederanstieg zu erwarten. 
Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung für den Braunkohletagebau als auch bei einem 
späteren Grundwasserwiederanstieg sind hierdurch bedingte Bodenbewegungen möglich. Diese 
können bei bestimmten geologischen Situationen zu Schäden an der Tagesoberfläche führen. 
Die Änderungen der Grundwasserflurabstände sowie die Möglichkeit von Bodenbewegungen 
sollten bei Planungen und Vorhaben Berücksichtigung finden.“ 
 
Die RWE Power AG wurde, auch als übergeordnetes Unternehmen der RV Rheinbraun Handel 
und Dienstleistungen GmbH, wie auch der Erftverband am Verfahren beteiligt und deren 
Stellungnahmen – soweit erfolgt und erforderlich – berücksichtigt. 
 
1.3 
 

Beschlussempfehlung: 
Der Bau- und Planungsausschuss empfiehlt, die Anregungen des Kreises Heinsberg - 
Brandschutzdienststelle – zur Kenntnis zu nehmen. 

 
Anregungen des Kreises Heinsberg – Brandschutzdienststelle –  
Im Rahmen der Offenlage hat der Kreis Heinsberg – Brandschutzdienststelle – wie folgt Stellung 
genommen: 
 
„Hiermit nehmen wir Stellung zum o. g. Bebauungsplan und machen Angaben über die 
Zufahrten, Hydrantenabstände und den Löschwasserbedarf, sowie zur Gestaltung des 2. 
Rettungsweges für den Bebauungsplan.  
 

1. Für den o. g. Bebauungsplan sind folgende Hydrantenabstände (gemessen in der 
Straßenachse) aus brandschutztechnischer Sicht erforderlich:  
 

a. offene Wohngebiete 120 m – 140 m  
b. geschlossene Wohngebiete 100 m - 120 m  
c. sonstige Gebiete ca. 80 m  

 
Es wird auf das Arbeitsblatt W 400 Teil – Technische Regeln Wasserverteilungsanlagen 
(TRWW), Teil 1: Planung – verwiesen. Dort ist der Hydrantenabstand nun allgemein mit 
„meist unter 150 m“ angegeben. Dort findet sich in Teil 1 des W 400 auch eine 
eindeutige, fordernde Formulierung: „Hydranten sind so anzuordnen, dass die Entnahme 
von Wasser…..leicht möglich ist.“  
 



 
2. Weiterhin ergibt sich der Löschwasserbedarf aus der auf der nächsten Seite angeführten 

Tabelle.  

 

3. Die Bebauung der Grundstücke ist so vorzunehmen, dass der Einsatz von Feuerlösch- 
und Rettungsgeräten ohne Schwierigkeiten möglich ist.  

 
4. Liegen Gebäude ganz oder in Teilen weiter als 50m von der öffentlichen Verkehrsfläche 

entfernt, ist eine Zufahrt für Fahrzeuge der Feuerwehr gemäß § 5 BauO NRW 
herzustellen  
Die Zufahrt ist gemäß § 5.4 BauO NRW herzurichten. Die Ausführung inklusive der 
Aufstell- und Bewegungsflächen muss der VV BauO NRW Pkt. 5 entsprechen. 
Kurvenradien sind entsprechend zu beachten.  
Zu- und Durchfahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr sind so 
zu befestigen, dass sie von Feuerwehrfahrzeugen mit einer zulässigen Gesamtmasse 
von 16 t und einer Achslast von 10 t befahren werden können. 

 
5. Notwendige Fenster in Obergeschossen müssen im Lichten eine freie Öffnungsfläche von 

mindestens 0,9 m x 1,2 m besitzen und für die Feuerwehr erreichbar sein. Die Fenster 
sind zur öffentlichen Verkehrsfläche oder zu Feuerwehrbewegungsflächen hin 
auszurichten §§ 17 und 40 BauO NRW.  

 
6. An den als zweiter Rettungsweg ausgewiesenen Fenstern muss das Aufstellen von 

tragbaren Leitern der Feuerwehr jederzeit möglich sein. Dies ist insbesondere bei 
Bepflanzungen und Parkflächen zu beachten (§ 17 (3) BauO NRW).  

 
7. Für evtl. Gebäude mittlerer Höhe werden Aufstell- und Bewegungsflächen u.a. für 

Hubrettungsfahrzeuge gem. VV zu § 5 BauO NRW benötigt, sofern diese Gebäude den 
zweiten Rettungsweg nicht auf andere Weise (zwei Treppenräume) sicherstellen.  

 
8. Viele Bauvorhaben werden zwischenzeitlich u.a. auch als „Generationenhaus/ 

altersgerechtes oder Seniorengerechtes Wohnen“ betitelt. In verschiedenen 
Nutzungseinheiten wird der zweite Rettungsweg dennoch über tragbare Leitern 
sichergestellt. Die Brandschutzdienststelle weist im Rahmen des demographischen 
Wandels auf folgendes hin: Der Personenkreis, der sich problemlos über diese Geräte 
retten lässt, wird im Laufe der nächsten Jahre eher kleiner werden.  



 
Das liegt zum einen an der immer älter werdenden Bevölkerung und zum anderen an der 
Zunahme pflegebedürftiger Menschen. Auf Grund dieser Tatsache bestehen mit Sicht auf 
solche Bauvorhaben bedenken an die Auslegung des zweiten Rettungsweges speziell für 
diese Nutzungsform.“ 

 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Die vorgetragenen Belange betreffen die Ebene der Genehmigungsplanung bzw. Bauausführung. 
Die geplanten Festsetzungen des vorliegenden Angebotsbebauungsplanes eröffnen jedoch 
Bebauungsmöglichkeiten unter deren Berücksichtigung eine Wahrung der vorgetragenen 
Belange möglich ist. Insofern wird die Vollziehbarkeit der Planung nicht in Frage gestellt. 
 
1.4 
 

Beschlussempfehlung: 
Der Bau- und Planungsausschuss empfiehlt, die vorgetragenen Anregungen und Hinweise des 
Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr zu 
berücksichtigen. Der Hinweis zur Militärischen Luftfahrt wurde in die 7. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 10 „Waldweg“ aufgenommen. 

 
Anregungen des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr 
Im Rahmen der Offenlage hat das Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr wie folgt Stellung genommen: 
 
„Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
von der im Betreff genannten Maßnahme, bei gleichbleibender Sach- und Rechtslage, ist die 
Bundeswehr berührt und betroffen. 
 
Der Planungsbereich liegt im Zuständigkeitsbereich des militärischen Flugplatzes Geilenkirchen. 
 
Hierbei gehe ich davon aus, dass bauliche Anlagen – einschl. untergeordneter Gebäudeteile – 
eine Höhe von 30 m über Grund nicht überschreiten. 
 
Sollte entgegen meiner Einschätzung diese Höhe überschritten werden, bitte ich in jedem 
Einzelfall mir die Planungsunterlagen – vor Erteilung einer Baugenehmigung – zur Prüfung 
zuzuleiten.“ 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen zur maximal zulässigen Höhe baulicher Anlagen. 
Insofern ist die Errichtung von baulichen Anlagen oder Gebäudeteilen, die eine Höhe von 30 m 
über Grund überschreiten, grundsätzlich zulässig. Da die vorliegende Bebauungsplanänderung 
der Umsetzung von Ein- und Zweifamilienhäusern dient, ist die Errichtung von Gebäuden oder 
Gebäudeteilen mit einer Höhe von 30 m über Grund jedoch nicht erforderlich und die 
Vollziehbarkeit der Planung wird nicht in Frage gestellt.  
 
Eine abschließende Regelung und Abstimmung der Höhe baulicher Anlagen betrifft die 
nachgelagerte Genehmigungsebene. Um einer Beeinträchtigung der Belange der militärischen 
Luftfahrt bereits auf der Ebene der Bauleitplanung hinreichend zu berücksichtigen, wird der 
nachfolgende Hinweis in die Bebauungsplanänderung aufgenommen: 



 
 „Militärische Luftfahrt 
Der räumliche Geltungsbereich dieser Bebauungsplanänderung liegt im Zuständigkeitsbereich 
des militärischen Flugplatzes Geilenkirchen. Sollten geplante bauliche Anlagen – einschließlich 
untergeordneter Gebäudeteile – eine Höhe von 30 m über Grund überschreiten, so ist das 
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Referat I 3 im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu beteiligen.“ 
 
1.5 
 

Beschlussempfehlung: 
Der Bau- und Planungsausschuss empfiehlt, die vorgetragenen Anregungen und Hinweise des 
Kreises Heinsberg – Untere Wasserbehörde -  zu berücksichtigen. Der Hinweis zur 
Niederschlagswasserbeseitigung wurde in die 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 
„Waldweg“ aufgenommen. 

 
Anregungen des Kreises Heinsberg – Untere Wasserbehörde –  
Im Rahmen der Offenlage hat der Kreis Heinsberg – Untere Wasserbehörde – wie folgt Stellung 
genommen: 
 
„Gegen die 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 "Waldweg" bestehen aus Sicht der 
Unteren Wasserbehörde keine grundsätzlichen Bedenken, ich bitte jedoch folgende Hinweise zu 
beachten: 
 
Auf § 44 des Landeswassergesetzes NRW in der Fassung vom 16 Juli 2016 wird hingewiesen. 
Danach ist das Niederschlagswasser von Grundstücken, die nach dem 1. Januar 1996 erstmals 
bebaut, befestigt oder an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, zu versickern, zu 
verrieseln oder ortsnah direkt oder ohne Vermischung mit Schmutzwasser über eine Kanalisation 
in ein Gewässer einzuleiten. Die Einzelheiten sind mit der Unteren Wasserbehörde abzustimmen. 
Auskünfte hierzu erhalten Sie bei der Unteren Wasserbehörde unter der Tel.-Nr.: 0 24 52/13-61 
19. 
 
Für die Einleitung von Niederschlagswässern von Dachflächen sowie sonstigen befestigten 
Flächen über eine Versickerungsanlage in den Untergrund ist beim Landrat des Kreises 
Heinsberg – Untere Wasserbehörde - eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. Die 
Antragsunterlagen und ein Merkblatt dazu können auf der Homepage der Kreisverwaltung über 
den Bereich Bürgerservice-Schlagwortindex-Niederschlagswasserbeseitigung abgerufen werden. 
Weitere Auskünfte hierzu erhalten Sie bei der Unteren Wasserbehörde unter der Tel.-Nr.:0 24 
52/13-61 19. 
 
Für den Fall, dass bei der Ausführung von Erd- und Wegearbeiten Recyclingbaustoffe verwendet 
werden sollen, ist rechtzeitig vor Einbau dieser Baustoffe beim Landrat Heinsberg – Untere 
Wasserbehörde - eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. Auskünfte hierzu erhalten Sie 
beim Landrat des Kreises Heinsberg - Untere Wasserbehörde - Tel.-Nr. 0 24 52/13-61 12 und -61 
45. 
 
Sollte die Errichtung von Wärmepumpenanlagen bzw. Erdwärmesonden beabsichtigt sein, ist 
beim Landrat des Kreises Heinsberg - Untere Wasserbehörde - eine wasserrechtliche Erlaubnis 
zu beantragen. Auskünfte hierzu erhalten Sie bei der Unteren Wasserbehörde unter der Tel.-Nr. 
0 24 52/13-61 19.“ 
 



 
Stellungnahme der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. Der nachfolgende Hinweis wird in die 
Bebauungsplanänderung aufgenommen: 
 
„Auf § 44 des Landeswassergesetzes NRW in der Fassung vom 16 Juli 2016 wird hingewiesen. 
Danach ist das Niederschlagswasser von Grundstücken, die nach dem 1. Januar 1996 erstmals 
bebaut, befestigt oder an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, zu versickern, zu 
verrieseln oder ortsnah direkt oder ohne Vermischung mit Schmutzwasser über eine Kanalisation 
in ein Gewässer einzuleiten. Die Einzelheiten sind mit der Unteren Wasserbehörde abzustimmen. 
Auskünfte hierzu erhalten Sie bei der Unteren Wasserbehörde unter der Tel.-Nr.: 0 24 52/13-61 
19. 
 
Für die Einleitung von Niederschlagswässern von Dachflächen sowie sonstigen befestigten 
Flächen über eine Versickerungsanlage in den Untergrund ist beim Landrat des Kreises 
Heinsberg – Untere Wasserbehörde - eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. Die 
Antragsunterlagen und ein Merkblatt dazu können auf der Homepage der Kreisverwaltung über 
den Bereich Bürgerservice-Schlagwortindex-Niederschlagswasserbeseitigung abgerufen werden. 
Weitere Auskünfte hierzu erhalten Sie bei der Unteren Wasserbehörde unter der Tel.-Nr.:0 24 
52/13-61 19. 
 
Für den Fall, dass bei der Ausführung von Erd- und Wegearbeiten Recyclingbaustoffe verwendet 
werden sollen, ist rechtzeitig vor Einbau dieser Baustoffe beim Landrat Heinsberg – Untere 
Wasserbehörde - eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. Auskünfte hierzu erhalten Sie 
beim Landrat des Kreises Heinsberg - Untere Wasserbehörde - Tel.-Nr. 0 24 52/13-61 12 und -61 
45. 
 
Sollte die Errichtung von Wärmepumpenanlagen bzw. Erdwärmesonden beabsichtigt sein, ist 
beim Landrat des Kreises Heinsberg - Untere Wasserbehörde - eine wasserrechtliche Erlaubnis 
zu beantragen. Auskünfte hierzu erhalten Sie bei der Unteren Wasserbehörde unter der Tel.-Nr. 
0 24 52/13-61 19.“ 
 
1.6 
 

Beschlussempfehlung: 
Der Bau- und Planungsausschuss empfiehlt, die Anregungen des Landschaftsverbandes 
Rheinland – Amt für Liegenschaften – zur Kenntnis zu nehmen. 

 
Anregungen des Landschaftsverbandes Rheinland – Amt für Liegenschaften –  
Im Rahmen der Offenlage hat der Landschaftsverband Rheinland – Amt für Liegenschaften – wie 
folgt Stellung genommen: 
 
„Hiermit möchte ich Sie innerhalb meiner Stellungnahme darüber informieren, dass keine 
Betroffenheit bezogen auf Liegenschaften des LVR vorliegt und daher keine Bedenken gegen die 
o. g. Maßnahme geäußert werden. 
 
Diese Stellungnahme gilt nicht für das Rheinische Amt für Denkmalpflege in Pulheim und für das 
Rheinische Amt für Bodendenkmalpflege in Bonn; es wird darum gebeten, deren Stellungnahmen 
gesondert einzuholen.“ 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. Das Rheinische Amt für Denkmalpflege in Pulheim und 
das Rheinische Amt für Bodendenkmalpflege in Bonn wurden beteiligt und deren 
Stellungnahmen – soweit erfolgt und erforderlich – berücksichtigt.  
 



 
1.7 
 

Beschlussempfehlung: 
Der Bau- und Planungsausschuss empfiehlt, die Anregungen des LVR – Amt für 
Bodendenkmalpflege im Rheinland – zu berücksichtigen. Der Hinweis zur Bodendenkmalpflege 
wurde in die 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 „Waldweg“ aufgenommen. 

 
Anregungen des LVR – Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland –   
Im Rahmen der Offenlage hat der LVR – Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland – wie folgt 
Stellung genommen: 
 

„Auf Basis der derzeit für das Plangebiet verfügbaren Unterlagen sind keine Konflikte zwischen 
der Planung und den öffentlichen Interessen des Bodendenkmalschutzes zu erkennen. Zu 
beachten ist dabei jedoch, dass Untersuchungen zum Ist-Bestand an Bodendenkmälern in dieser 
Fläche nicht durchgeführt wurden. Von daher ist diesbezüglich nur eine Prognose möglich. 

Ich verweise daher auf die Bestimmungen der §§ 15, 16 DSchG NRW (Meldepflicht- und 
Veränderungsverbot bei der Entdeckung von Bodendenkmälern) und bitte Sie, folgenden Hinweis 
in die Planungsunterlagen aufzunehmen: Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische 
Funde und Befunde sind der Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR - Amt für 
Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Nideggen, Zehnthofstr. 45, 52385 Nideggen, 
Tel.: 02425 / 9039-0, Fax: 02425/ 9039-199, unverzüglich zu melden. Bodendenkmal und 
Fundstelle sind zunächst unverändert zu erhalten. Die Weisung des LVR - Amtes für 
Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten.“ 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. Der nachfolgende Hinweis wird in die 
Bebauungsplanänderung aufgenommen: 
 
„Bodendenkmalpflege 
Bei Bodenbewegungen auftretende archäologische Funde und Befunde sind der Gemeinde als 
Untere Denkmalbehörde oder dem LVR - Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, 
Außenstelle Nideggen, Zehnthofstr. 45, 52385 Nideggen, Tel.: 02425 / 9039-0, Fax: 02425/ 9039-
199, unverzüglich zu melden. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst unverändert zu 
erhalten. Die Weisung des LVR - Amtes für Bodendenkmalpflege für den Fortgang der Arbeiten 
ist abzuwarten.“ 
 
1.8 
 

Beschlussempfehlung: 
Der Bau- und Planungsausschuss empfiehlt, die Anregungen des Wasserverbandes Eifel – Rur 
zur Kenntnis zu nehmen. 

 
Anregungen des Wasserverbandes Eifel – Rur  
Im Rahmen der Offenlage hat der Wasserverband Eifel – Rur wie folgt Stellung genommen: 
 
„Verbandsseitig bestehen keine Bedenken, wenn die Entwässerungsplanung sich an die 
Vorgaben aus unseren Stellungnahmen zu bereits durchgeführten Beteiligungsverfahren von 
Bauleitplanungen der Gemeine Waldfeucht anschließen; 1) Az: 4.02 Hop/Kd 9250 und 2) Az: 
4.02 Hop/Kd 9735. (die Stellungnahmen des Wasserverbandes Eifel – Rur zu 1) und 2) sind als 
Anlage beigefügt)“ 
 



 
Stellungnahme der Verwaltung 
Durch die 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 „Waldweg“ wird die maximal zulässige 
Oberflächenversiegelung im Änderungsbereich um ca. 125 m² reduziert. Insofern führt die 
Planung zu keiner Verschärfung der Entwässerungs- oder Hochwassersituation. 
 
 
1.9 
 

Beschlussempfehlung: 
Der Bau- und Planungsausschuss empfiehlt, die Anregungen der Wintershall Holding GmbH zur 
Kenntnis zu nehmen. 

 
Anregungen der Wintershall Holding GmbH 
Im Rahmen der Offenlage hat die Wintershall Holding GmbH wie folgt Stellung genommen: 
 
„Der räumliche Geltungsbereich des o. g. Verfahrens liegt außerhalb unserer bergrechtlichen 
Erlaubnisfelder. Unter unserer Betriebsführung stehende Bohrungen oder Anlagen sind von den 
o. g. Verfahren ebenfalls nicht betroffen.  
 
Es bestehen keine Bedenken bzgl. der Durchführung des o.g. Vorhabens.“ 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Der Hinweis bzgl. nicht vorhandener bergrechtlicher Erlaubnisfelder oder unter Betriebsführung 
stehender Bohrungen und Anlagen des Eingebers werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu 2.: 
 

Beschlussempfehlung: 
Der Bau- und Planungsausschuss empfiehlt, die 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 
„Waldweg“ einschließlich der Begründung gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der 
Bekanntmachung der Neufassung vom 03. November 2017 (BGBI. I S. 3634) in der zur Zeit 
geltenden Fassung als Satzung zu beschließen. 
 
Ziel der vereinfachten Änderung ist es, die bisher als „Straßenverkehrsflächen“ festgesetzten 
Flächen als „Allgemeines Wohngebiet“ festzusetzen. 

 
 
Kurzdarstellung der Sach- und Rechtslage: 
Sobald der Ratsbeschluss über den Erlass der 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 10 
„Waldweg“ gefasst ist, erfolgt auch die Bekanntmachung des Beschlusses zum Erlass der 
Änderung als Satzung im Amtsblatt der Gemeinde Waldfeucht. Mit der Bekanntmachung tritt die 
Änderung des Bebauungsplanes in Kraft. 
 



 
Finanzielle Auswirkungen 
 
               

 X ja   nein  X Auswirkungen siehe Erläuterungen   
               

               

               
               

 Gesamtkosten der 
Maßnahme 

 Jährliche 
Folgekosten 

 Finanzierung  Objektbezogene 
Einnahmen 

 Einmalige oder jährliche 
lfd. Haushaltsbelastung 

               

 (Beschaffungs-/Herstel- 
lungskosten) 

   (i. d. R. Kreditbedarf)  (Zuschüsse/Beiträge)  (Mittelabruf, Kapitaldienst) 

               

     Sachkosten          

     €          
               

     Personalkosten          

  €   €   €   €   € 
               

               
Veranschlagung 
 

         

               
 im Ergebnisplan  im Finanzplan         Kostenstelle 
 konsumtiv  investiv          
              Aufwendungen 

 X       nein   ja, mit   Bauleitplanung 

           €   51100.52910003 
               

               
Ergänzende Erläuterungen          
               
 
Die finanziellen Mittel sind im Haushaltsplan 2018 mit vorgesehen. 
 
 
 
 
 
 
Anlagen: 
 

- Planentwurf 
- Begründung 
- Stellungnahmen des Wasserverbandes Eifel – Rur 1 und 2 

 
 


